
delt, daß eine F r a u  zum außerehelichen Ge­
s c h l e c h t s v e r k e h r  gezwungen wird, schließt be­
grifflich aus, daß Personen weiblichen Geschlechts als 
unmittelbarer Täter oder Mittäter solcher Handlungen 
in Frage kommen. Denkbar ist nur die mittelbare Tä­
terschaft ёіпег Frau, nämlich dann, wenn sie eine straf­
rechtlich nicht verantwortliche männliche Person zur 
Begehung der Vergewaltigung veranlaßt.
Um die Geschädigte zu zwingen, ihren Widerstand ge­
genüber den männlichen Angeklagten einzustellen, 
wandte die Angeklagte J. auch Gewalt in der Weise an, 
daß sie auf die Geschädigte teils mit der Hand, teils 
mit Fäusten und in einem Falle mit einem Hausschuh 
einschlug. Insoweit hat sie sich tateinheitlich der vor­
sätzlichen Körperverletzung gemäß § 115 Abs. 1 StGB 
schuldig gemacht.
Diese Auffassung deckt sich mit der des Obersten Ge­
richts im Urteil vom 31. Januar 1969 — 5 Ust 77/68 — 
(NJ 1969 S. 217), wonach dann, wenn die Gewaltanwen­
dung, die zu den Merkmalen eines bestimmten Tatbe­
standes gehört (z. B. §§ 121, 122, 126, 127 StGB), in einer 
gesundheitlichen Schädigung oder körperlichen Miß­
handlung besteht, auch § 115 Abs. 1 StGB heranzuziehen 
ist, da § 63 Abs. 1 StGB bestimmt, daß bei mehrfacher 
Gesetzesverletzung alle Strafrechtsnormen zur Anwen­
dung zu kommen haben, die den Charakter und die 
Schwere des gesamten strafbaren Handelns kennzeich­
nen.
Soweit die Angeklagte J. auf die Geschädigte in der 
Absicht einschlug, sich für deren Widerstand zu rächen, 
und soweit sie nach Abschluß der sexuellen Handlun­
gen erneut auf die Geschädigte einschlug, weil sie über 
das Mißlingen der ursprünglichen Absicht verärgert 
war, handelt es sich um vorsätzliche Körperverletzung 
gemäß § 115 Abs. 1 StGB, die als selbständige Handlun­
gen anzusehen sind und zu den übrigen Straftaten ge­
mäß § 63 Abs. 2 StGB in Tatmehrheit stehen.

§153 Abs. 2 StGB.

Eine Unterstützungshandlung bei einer Schwanger­
schaftsunterbrechung durch die Schwangere selbst liegt 
nicht vor, wenn beim Beginn der vorher nicht zuge­
sagten Unterstützungshandlung die Frucht auf Grund 
einer Selbstabtreibung bereits abgetötet war und die 
Unterstützungshandlung lediglich zur Ausstoßung der 
Frucht beitrug.
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Der verheiratete Angekagte unterhält seit etwa zehn 
Jahren intime Beziehungen zur Zeugin N., die ihm im 
Juni 1969 mitteilte, daß sie im dritten Monat schwan­
ger sei.
Am 28. Juni 1969 entschloß sich die Zeugin nach einer 
Auseinandersetzung mit dem Angeklagten, eine Selbst­
abtreibung vorzunehmen. Nach den von ihr zu diesem 
Zweck noch am selben Abend sowie am darauffolgen­
den Vormittag vorgenommenen Handlungen verspürte 
sie einen ziehenden Schmerz im Unterleib. Nachmittags 
ging ein schwärzlicher Blutklumpen ab. Nach einem 
heißen Sitzbad am Abend des 29. Juni verstärkten sich 
die Schmerzen. Als der Angeklagte zu der Zeugin kam, 
erzählte sie ihm von ihren Schmerzen. Seine Vor­
schläge, ein weiteres Sitzbad zu nehmen oder einen 
Arzt zu rufen, lehnte die Zeugin ab. Sie erklärte sich 
aber damit einverstanden, daß der Angeklagte eine 
Spülung bei ihr vomahm. In der Absicht, den endgül­
tigen Abgang der Frucht zu beschleunigen, spritzte der 
Angeklagte, nachdem er geringe Blutungen an der 
Scheide der Zeugin festgestellt hatte,'eine Kernseifen­

lösung ein. Etwa 20 Minuten danach verstärkten eich 
die Blutungen bei der Zeugin. Kurz darauf erfolgte der 
Abgang des Fetus.
Nach der Einlieferung der Zeugin in das Krankenhaus 
stellte der sachverständige Zeuge Dr. Z. fest, daß die 
Leibesfrucht im vierten bis fünften Monat der Schwan­
gerschaft ausgestoßen worden war. Eine Verletzung des 
Uterus war nicht festzustellen. Die weitere Behand­
lung verlief komplikationslos.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht 
den Angeklagten von der Anklage wegen eines Verge­
hens der unzulässigen Schwangerschaftsunterbrechung 
(§ 153 Abs. 1 StGB) freigesprochen. ->
Gegen diese Entscheidung hat der Staatsanwalt Protest 
eingelegt. Er rügt, daß das Kreisgericht nach nicht zu 
beanstandender Verneinung des Vorliegens des Tat­
bestands des § 153 Abs. 1 StGB nicht geprüft habe, ob 
die Handlungen des Angeklagten als Unterstützung 
i. S. des § 153 Abs. 2 StGB zu werten waren.
Der Protest hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht hat den Sachverhalt gründlich aufge­
klärt, richtig festgestellt und zu Recht auf Freispruch 
erkannt. Zutreffend ist es davon ausgegangen, es könne 
nicht ausgeschlossen werden, daß der Fetus zum Zeit­
punkt der Handlungen des Angeklagten bereits infolge 
der Selbstabtreibung der Zeugin abgestorben war. Ein 
Versuch begründet nach § 21 Abs. 1 StGB aber nur dann 
strafrechtliche Verantwortlichkeit, wenn es das Gesetz 
ausdrücklich bestimmt. Das ist bei einer Straftat nach 
§ 153 StGB nicht der Fall.
Den Ausführungen des Staatsanwalts ist insoweit zu 
folgen, als er hervorhebt, daß bei einer Veranlassungs- 
bzw. Unterstützungshandlung kein Kausalzusammen­
hang zur A b t ö t u n g  des Fetus vorliegen muß. Er 
verkennt jedoch nach Meinung des Senats den Zeit­
punkt der Vollendung einer Schwangerschaftsunterbre­
chung, wenn er annimmt, daß dieser erst nach erfolg­
tem Abgang der Leibesfrucht gegeben sei.
Die Strafbestimmungen über die unzulässige Schwan­
gerschaftsunterbrechung dienen dem Schutz des entste­
henden Lebens. Deshalb ist bei ihrer Anwendung nicht 
vom Zeitpunkt des Abgangs der Leibesfrucht, sondern 
vom Eintritt der Abtötung auszugehen. Der Akt des 
Ausstoßens der abgetöteten Frucht ist deshalb nicht 
mehr schutzbedürftag. Soweit solche Eingriffe in die­
sem Stadium eines Aborts die Gesundheit oder das 
Leben der Mutter beeinträchtigen, wäre die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit nach den Tatbeständen der 
§§ 114, 118 und 119 StGB zu prüfen.
Nach den Aussagen des medizinischen Sachverständigen 
Dr. K. und des sachverständigen Zeugen Dr. Z. ist da­
von auszugehen, daß der Fetus bereits infolge der 
Handlungen der Zeugin abgestorben war. Ein Fetus 
im Entwicklungsstadium des vierten bis fünften Mo­
nats ist außerhalb des Mutterleibs nicht lebensfähig. Im 
Mutterleib bedarf aber das entstehende Leben der Um­
hüllung durch eine unversehrte Fruchtblase. Sobald 
diese zerstört ist — und davon ist im vorliegenden Fall 
auszugehen —, muß es zur Fehl- oder Frühgeburt kom­
men. Eine Handlung, die nach erfolgter Selbstabtred- 
bung als Eingriff in den weiteren Ablauf des Aborts 
vargenommen wird, ist keine Unterstützungshandlung 
i. S. des § 153 Abs. 2 StGB. Ihr fehlt der kausale Zu­
sammenhang zur leLbesfruchtabtötenden Handlung der 
Schwangeren.
Im vorliegenden Fall kann die Handlung des Angeklag­
ten auch nicht als aktive Aufforderungshandlung ge­
würdigt werden, da sie vorher nicht zugesichert oder 
abgesprochen war und somit die Zeugin bei ihrer Ent­
schlußfassung nicht beeinflußte.
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